Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 15. —— 


(Nr. 5523.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. März 186%, betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauffee 
von der Bernſtein⸗Doͤlitzer Chauſſee durch das Dorf und die Muͤhle Doͤ⸗ 
litz bis zum Bahnhofe der Stargard-Poſener Eiſenbahn im Kreiſe Ppritz. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Pyritz, im Regierungsbezirk Stettin, beabſichtigten chauſſeemaͤßigen Ausbau der 
an die Chauſſee von Bernſtein nach Dolitz ſich anſchließenden, durch das Dorf 
und die Mühle Doͤlitz bis zum Bahnhofe der Stargard-Poſener Eiſenbahn 
fuͤhrenden Straße genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropria⸗ 
tionsrecht und die durch den Erlaß vom 26. Juli 1847. (Geſetz-Sammlung 
1847. S. 324.) in Betreff der Chauſſee von Doͤlitz nach Bernſtein dem Kreiſe 
ſonſt bewilligten Rechte auch auf die gedachte Straße Anwendung finden ſollen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


Berlin, den 13. Maͤrz 1862. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 5 


Jahrgang 1862. (Nr. 55235524.) 20 (Ir. 5524.) 
Ausgegeben zu Berlin den 1. Mai 1862. 


ee 


(Nr. 5524.) Allerhöchfter Erlaß vom 13. März 1862., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauffeen 
von Ohra über Matzkau, Straſchin, Gr. Kleſchkau, Golmkau nach 
Garczau, von Prauſt uͤber Schwintſch nach Fichtenkrug und von Prauſt 
bis zum Weichſeldeich bei der Letzkauer Faͤhre. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau nachbenannter Straßen im Danziger und Stargardter Kreiſe des Re⸗ 
gierungsbezirks Danzig, und zwar: 1) von Obra über Matzkau, Straſchin, 
Gr. Kleſchkau, Golmkau nach Garezau, 2) von Prauſt über Schwintſch nah 
Fichtenkrug, zum Anſchluß an die Chauſſee zu 1., und 3) von Prauſt über 
Herrengrebin bis zum Weichſeldeich bei der Letzkauer Faͤhre genehmigt habe, ver⸗ | 
leihe Ich hierdurch den Kreiſen Danzig und Stargardt das Expropriationsrecht für 
die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent: 
nahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zu⸗ 
gleich will Ich den gedachten Kreiſen gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i i 


Berlin, den 13. Maͤrz 1862. 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


* 


(Nr. 5525.) 
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(Fr. 5525.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 


nen des Graudenzer Kreiſes im Betrage von 86,000 Thalern III. Emiſſion. 
Vom 13. Maͤrz 1862. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Graudenzer Kreiſes, im Regierungs⸗ 
bezirk Marienwerder, auf dem Kreistage vom 15. September 1860. befchloffen 
worden, die zur vollſtaͤndigen Durchfuͤhrung der vom Kreiſe unternommenen 
Chauſſeebauten nach Ausgabe der durch die Privilegien vom 23. Juni 1854. 
und 19. Juni 1857. (Geſetz-Sammlung Nr. 4049, für 1854. S. 404. und 
Nr. 4739, für 1857. S. 593.) genehmigten Anleihen von 31,000 Thalern und 


100,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer weiteren Anleihe 


zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤu⸗ 
biger unkundbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 86,000 Tha⸗ 
lern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch 
der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤß heit des H. 2. des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Juni 1833, zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
86,000 Thalern, in Buchſtaben: ſechs und achtzig kauſend Thalern, welche in 
folgenden Apoints: 


30 Stuͤck a 1000 Rthlr. 30,000 Rthlr. 
5 


, 30000 „ 77 
100 „ = 20,000 „ 
SSO 30 „ = 4,000 „ 
88%«»ͤ ( ( — 2,000 „ 


— 86,000 Nthlr. 


/ tim dem anliegenden Schema auszufertigen, vermöge einer Kreisſteuer mit 


fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1868. ab mit jaͤhrlich Ein und einem halben 
Prozent des geſammten Anleihekapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Pri⸗ 


vilegium Unſere landes herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung erthei⸗ 


len, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
u die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen 
efugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewährleiftung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1862. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 


(Nr. 5525.) f 20* Pro⸗ 


Se 
Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


hig ation 
des Graudenzer Kreiſes 


Litt. „use Mine 
uͤber Rthlr. Preußiſch Kurant. 
III. Serie. 
Ai Grund des unterer beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


15. September 1860. und des Allerhoͤchſten Privilegii vom. 
186. wegen Aufnahme einer Schuld von 86,000 Thalern bekennt ſich die 
ſtändiſche Finanzkommiſſion im Graudenzer Kreiſe Namens des Kreiſes durch 
dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers unkündbare Ver⸗ 
ſchreibung zu einer Schuld von Thalern Preußiſch Kurant, welche 
fir den Kreis kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 86,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1868. ab allmalig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 
fonds von wenigſtens Ein und einem halben Prozent jaͤhrlich unter Zuwachs 
der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. f 


Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtinmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate Dezember jedes der Einlöfung vorhergehenden Jahres. Der Kreis be⸗ 
halt fich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch ‚größere Auslooſun⸗ 
gen zu verſtärken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu 
kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen wer⸗ 
den unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des 
Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei und einen Monat vor dem Zahlungs⸗ 
termine, alſo in den Monaten Januar, April und Juni, in dem Amtsblatte der 
Koͤniglichen Regierung zu Marienwerder, im öffentlichen Anzeiger des Königlich 
Preußiſchen Staats⸗Anzeigers und in dem Kreisblatte des Graudenzer Kreiſes. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer eee 
EN ei 


bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Graudenz, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 5 


: Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
Abe Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Graudenz. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausge⸗ 
zahlt werden. . f 
Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjaͤhrige Zinskupons bis ultimo 
Juni des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins kupons 
auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. f 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Graudenz gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 8 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. el 
0 la zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unterſchrift 
ertheilt. 8 ; 


Graudenz, den tn.... ge 18. | 
Die ſtändiſche Finanz⸗Kommiſſion im Graudenzer Kreiſe. 


Gr, 5525 Pro⸗ 
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N provinz Preußen Regierungsbezirk Marienwerder. 


Zins ⸗ Kupon 


zu der 
el -Dbligation des Graudenzer em 
Bitter. ER, 
III. Serie 
üben Thaler zu fünf Prozent Zinſen uͤber Thaler 
2 Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes an empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe vom 
e ab die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr vm JFF mit 
(in Buchſtaben Thaler Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunal⸗ 


kaſſe zu Graudenz oder nach ſeiner 5 vierzehn Tage ſpaͤter bei der hier⸗ 
unter 1 Zahlſtelle. 5 


Graudenz, den . ten 18. 


‚—— 2 


Die ſtändiſche Finanz⸗Kommiſſion des Graudenzer Kreiſes. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des 9 1 18 
Halbjahres an Hache erhoben wird. 


N Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


e 


ett Obligation 120 egen zer Kreiſes 
III. Serie. 
Der Jubaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Graudenzer Kreiſes 
Eüirr . übern... Thaler à fünf Prozent Zinſen 


E te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der 
Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Graudenz, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen 
legitimirten Inhabers der Obligation Zu kein ſchriftlicher Widerſpruch ein⸗ 
gegangen iſt. 

denz, den 18. 


Die ische Finanz⸗ Kommiſſion des Graudenzer Kreiſes. 


(Ar. 5526.) 


Br et en u 


Be 


(Nr. 5526.) Alerhöchſter Erlaß vom 34. März 1862,, betreffend die Verleihung des E. 


propriationsrechts, der fiskaliſchen Vorrechte und des Rechts der Chauffee- 
geld⸗Erhebung für den Chauſſeebau von Kunigundenhuͤtte bis Jacobs⸗ 
grube im Kreiſe Beuthen des Regierungsbezirks Oppeln, an den Unter⸗ 
nehmer, Major a. D. v. Tiele⸗Winkler zu Miechowitz. 


Ni Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Major 
a. D. v. Tiele⸗Winkler zu Miechowitz beabfichtigten Bau einer Chauffee von 
Kunigundenhuͤtte bis Jacobsgrube, im Kreiſe Beuthen des Regierungsbezirks 
Oppeln, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Unternehmer das Expropria⸗ 
tionsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 


Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach 


Maaßgabe der für die Staats - Chauffeen beftehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Unternehmer gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhe⸗ 
bung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthalte⸗ 
nen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be⸗ 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 


dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 


e der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. a i ü 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö i 


Berlin, den 31. März 1862, 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter und das Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe 


und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5527.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 24. Maͤrz 1862., die Geneh⸗ 
migung der Abaͤnderungen des Statuts der Aktiengeſellſchaft „Neue Aktien⸗ 
Zuckerraffinerie“ in Halle a. d. S. betreffend. Vom 31. Maͤrz 1862. 


D. Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 24. Maͤrz 


1862. die in dem notariellen Protokoll vom 10. Februar d. J. verlautbarten 


Abaͤnderungen des Statuts der Aktiengeſellſchaft „Neue Aktien⸗ Zuckerraffinerie“ 
in Halle a. d. S., insbeſondere die Erhoͤhung des Grundkapitals auf Eine 
(Nr. 5526-5528.) Mil⸗ 


er I 

Million Thaler durch Ausgabe von Prioritaͤts-Aktien zu genehmigen geruht, 
was hierdurch nach Vorſchrift des Artikel 12. H. 3. des Einfuͤhrungsgeſetzes 
zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche mit dem Bemerken zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt Statutnach⸗ 
trag durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Merſeburg bekannt 
gemacht werden wird. 

Berlin, den 31. Maͤrz 1862. 


Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 


Schede. 


(Nr. 5528.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 5. April 1862., betreffend die Einrichtung von Kreis⸗ 
ſynoden in der Provinz Poſen. 


Ai den von Ihnen und dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath erſtatteten Be⸗ 
richt vom 2. d. M. beſtimme Ich, daß nunmehr mit der Einrichtung von Kreis⸗ 
ſynoden in der Provinz Poſen vorgegangen werde. Dabei ſind die in Meinem 
Erlaß vom 5. Juni 1861. (Geſetz-Sammlung S. 372. ff.), betreffend die Ein⸗ 
richtung von Kreisſynoden in der Provinz Preußen, getroffenen Anordnungen 
mit folgender Maaßgabe zur Anwendung zu bringen: 

1) alle Beſchluͤſſe der Kreisſynode werden nach der Stimmenmehrheit der 
Anweſenden gefaßt (Erlaß vom 5. Juni 1861. Art. V. Nr. 8.). Im 
Fall der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden; 

2) der Vorſtand der Kreisſynode hat das Recht, geeigneten Falls bei den 
Berathungen der Kreisſynode die Oeffentlichkeit (Art. VII. a. a. O.) 
auszuſchließen. 

Dieſe beiden letzteren Beſtimmungen finden auch fuͤr die Provinz Preu⸗ 
ßen Anwendung. Der Evangeliſche Ober⸗Kirchenrath iſt beauftragt, im Ein⸗ 
verſtaͤndniſſe mit dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten die zur Ausfuͤh⸗ 
rung dieſes Erlaſſes noͤthige Anordnung zu treffen. | 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 8 
Berlin, den 5. April 1862. a 
Wilhelm. 


v. Muͤhler. 


An den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten und den 
Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath. 


Redigirt im Biürenu des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei. 
(R. Decker.) 5 


